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Der 6„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 5„ Juli 4974

durch den Vorsitzenden Richter Dr° L a n g k e i t

und die Richter S p i e l m e y e r und

Dr° H e i n z e sowie die ehrenamtlichen Richter

Dr° S e t t g a s t und N e l d n e r
für Recht erkannt;

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen

vom 25° April 4975 wird zurückgewieseno

Außergérichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der — auch zur Kassenpraxis zugelassene »
Kläger

war seit

4954 für die Ruhrknappschaft9 die Rechtsvorgängerin der

Beklagten9 als Knappschafts—Facharzt auf dem Gebiet der

Hals—‚ Nasen— und Ohrenkrankheiten tätig° Zu dem ihm von
der Ruhrknappschaft zugewiesenen Facharztbezirk (Sprengel)

gehörte eine inzwischen stillgelegte Zeche. Mit der Begrün—

dung, durch die Stillegung der Zeche werde seine berufliche

Existenz gefährdet und außerdem sei ihm der Mietvertrag

über seine PraXisräume gekündigt worden? verlegte der .
Kläger ohne Zustimmung und gegen den Widerstand der Be—

klagten am 4„ April 4967 seine Facharztpraxie aus dem ihm

zugewiesenen Sprengel°

Die daraufhin von der Geschäftsführung der Ruhrknappschaft
ausgesprochene sofortige Entlassung des Klägers aus dem-

Knappschaftsarztverhältnis war Gegenstand eines — nicht

mehr anhängigen — sozialgerichtlichen Verfahrens. Damals

war u„a° streitig9 ob ein Widerruf der Entlassung bei

Rückkehr des Klägers in den Sprengel binnen einer verein—

harten Frist von vier Wochen auch dann noch auszusprechen

sei7 wenn es ihm nicht innerhalb der Frist? sondern erst
später gelingen sollte9 Praxisräumé im Bereich seines

Sprengels anzumieten° Das Verfahren endete mit einem vor

dem Landessozialgericht (LSG) geschlossenen Vergleich° Da—
nach verpflichtete sich die Beklagte? die inzwischen Rechts—

nachfolgerin der Ruhrknappschaft geworden war? eine Ent—

scheidung ihres Vorstandes über den Fortbestand des strei—

tigen Knappschaftsarztterhältnisses herbeiszühren;

Der Vorstand der Beklagten bestätigte in seiner Sitzung

am 29„ Januar 1970 die Entscheidung seiner Rechtsvorgän—

gerin über die Entlassung des Klägers aus dem Knappschafts4
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arztverhältnis (mitgeteilt dem Kläger am 48„ Februar 4970
durch die Geschäftsführung und am 48° März 1971 durch den

Vorsitzenden des Vorstands der Beklagten)°

'Nach Weigerung der Beklagten? über den Widerspruch des

Klägers gegen diesen Beschluß zu entscheiden? hat das
Sozialgericht (SG) Gelsenkirchen den Vorstandsbeschluß auf—
gehoben (Urteil vom 50 Nevember 497%)0 Das LSG für das Land

Nordrhein—Westfalen hat das Urteil des SG geändert und die

Klage abgewiesen (Urteil vom 250 April/975)°

Das LSG hat % wie das SG und entgegen der Ansicht der Be—v

klagten — die Entlassung des Klägers aus dem Knappschafts—

r

($ 54 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) angesehen
und für diesen Rechtsstreit den Rechtsweg zu den Gerichten

der Sozialgerichtsbarkeit (@ 54 Abs° 4 SGG) für gegeben
erachtet„ Trotz fehlenden Vorverfahrens sei die Klage zu—

lässigs da die Beklagte? die das Verhältnis zwischen Knappe

schaft und Knappschaftsarzt rein privatrechtlich bewerte„ die

Durchführung des Widerspruchsverfahrens verweigert habe„

In der Sache selbst habe die Beklagte zu Recht dem Kläger

die Zulassung als Knappschaftsarzt entzogen° Nach dem Wesen

—des Sprengelsystems beziehe jede Zulassung sich nur auf einen

bestimmten Sprengel3 innerhalb dessen Grenzen der Arztsitz

zu liegen habe„ Die Entziehung der Zulassung sei gerechtfer—

tigti wenn — wie hier — der Arzt den Sitz seiner Praxis

aus dem Bereich des zugewiesenen Sprengels verlege° Entgegen
der Ansicht des SG sei die Entscheidung der Beklagten auch
nicht deshalb als ermessensfehlerhaft aufzuhebenc weil die

Beklagte ihre Entscheidung nicht als Maßnahme auf dem Gebiete
des öffentlichen Rechts — hier des Sozialversicherungsrechts —
angesehen haben Gleichwohl habe diese sachlich das veran—
laßt? wozu sie öffentlich—rechtlich verpflichtet gewesen

sei„
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Mit seiner » vom LSG zugelassenen — Revision rügt der

Kläger die Verletzung des 5 204 Abs° 4 des Reichsknapp—
schaftsgesetzes (EKG)° Die Beklagte habe treuewidrig eine

Verlängerung der dem Kläger damals gesetzten Frist zur Rück—

kehr in den Sprengel verweigert und zudem die Entlassung

zu einem Zeitpunkt ausgesprochen3 als die Frist noch nicht

abgelaufen gewesen sei° Der Beschluß des Vorstandes über

die Entlassung des Klägers sei ermessensfehlerhai‘t3 weil

die Beklagte bewußt nur habe privatrechtlich handeln wollen„

Darüber hinaus könne die Verlegung des Arztsitzes aus dem

Bereich des ursprünglichen Sprengels nicht mehr die Ent—

ziehung der Zulassung rechtfertigen? nachdem das Sprengel—

system nicht mehr gelte und die Knappschaftsversicherten

den Arzt frei wählen könnten° Schließlich erblicke die

Revision in derlEntlassung des Klägers aus dem Knappschafts—

arzt—Verhältnis eine Verletzung des Rechts des Klägers zur
freien Berufswahl (Art„ 42 Abso 4 Satz 4 des Grundgesetzes

—GG —)„

Der Kläger beantragt?

das Urteil des Landessozialgerichts für das
Land Nordrhein—Westfalen vom 25° April 1973

aufzuheben und die Berufung der Beklagten

zurückzuweisena

hilfsweise die Sache zur neuen Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt?

"die Revision des Klägers zurückzuweisen‚

Zwar seien ihre Bedenken hinsichtlich der Zulässigkeit des

>
Rechtsweges durch das Urteil des LSG nicht ausgeräumt° Sach—

lich halte sie aber das Urteil des LSG für zutreffend°

..5...
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Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt und auch nichts

vorgetragen„

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt„

II

Die Revision ist nicht begründet°

Zutreffend sind die Vorinstanzen davon ausgegangen? daß der

vorliegende Rechtsstreit eine Angelegenheit des Kassenarzt—

rechts betrifft? für die der Rechtsweg zu den Gerichten der

Sozialgerichtsbarkeit gegeben ist (5 54 Abs° 2 Satz 4 iVm
"J-

Abs„ 4 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)° Daß der bureit

öffentlich—rechtliche Streitigkeit in Angelegenheiten des

Kassenarztrechts mit der hierfür in € 54 Abso 4 und 2 SGG

vorgesehenen Rechtswegfolge betrifft3 hat der erkennende

Senat bereits mehrfach entschieden {BSG 243 404; 405 ff;
Urteil vom 7° Dezember 4966 — 6 Ehe 5/64 in Sozialgerichtsw

barkeit 4968‚ 424)° Dabei ist nach der Zweietufigkeitsléhre

zwischen der grundlegenden Zulassungsentscheidungi die.die

Verwaltung in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben und in Aus—

übung staatlicher Hoheitsgewalt mit dem ihr hierfür zur
Verfügung stehenden Instrument des Verwaltungsakts trifft?

und dem Durchführungsgeschäft zu unterscheiden; bei dem die

Verwaltung auf den Boden des PriVatrechts treten kann„ Diese

beiden Stufen des Verwaltungshandelns sind auch dann in ihrer

Bedeutung und in ihren Rechtsfolgen verschieden zu beurteilen?

wenn sie in der praktischen Handhabung durch die Verwaltung

zu einem einheitlichen Lebensvorgang verschmelzen sind
;.

tsse 24? 1 49 409)‚
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Die neuere Entwicklung im Bereich der ärztlichen Versorgung

der Knappschaftsversicherten hat die Gründe für die Beur—

teilung der Zulassungsentscheidung als Verwaltungsakt noch

verstärkt„ Seitdem die Knappschaftsversicherten7 was die

Wahrnehmung ihrer Rechte auf ärztliche Behandlung betrifft?

die freie Wahl zwischen Kassenärzten und Knapp50haftsärzten
haben (erstmals festgelegt im Vertrag zwischen der Bundes—

knappschaft und den Spitzenverbänden der Knappschaftsarzt—

veréine vom 42„ April 1972; abgedruckt in Hoffmann; 2Ärzt—

liches Gebühren— und Vertragsrecht"‚ Teil 7 0? 5° i6-Jund

somit beide Arztgruppen gleichermaßen an der ärztlichen
Versorgung der Knappschaitsversicherten nach den gleichen

Grundsätzen für die Gewährung von Versicherungsleistungen

beteiligt sind? ist die Verzahnung und inhaltliche Über—

einstimmung der knappschaftlichen Krankenversicherung mit

der allgemeinen gesetzlichen Krankenversicherung noch
deutlicher gewordene Ebenso zeigt die in Abschn° II des
Vertrags vom 5„ Mai 4974 zwischen denselben Vertragspart—

nern getroffene Regelung über die Mitwirkung des Bundes—

verbands der Knappschaftsärztevereine bei der Planung von
Arztsitzeni der Zulassung und Beteiligung von Knappschaft5e

‚ärzten sowie der Entziehung der Zulassung ;Hoffmann aaO);

daß die Beteiligten sich stärker als bisher_der besonderen

Natur der statusbegründenden Entscheidungen des Knappschafts—

arztverhältnisses bewußt geworden sind„

Wie die letztgenannte Regelung zeigt? die die Zulassung und

die Entziehung der Zulassung für gleichermaßen mitwirkungs«
bedürftig erklärt? kann die Entziehung der Zulassung? was
ihre Rechtsnatur betrifft; nicht anders als die Zulassung
beurteilt werden; sie ist deren Gegenstück° Schon vom Rechts—

schutzbedürfnis her muß die Entziehung der Zulassung unter
denselben Sicherungen wie die Zulassung selbst stehen; den"
in diesem Fall als Verwaltungsakt gewertet werden° So wenig

auch das eigentliche Zulassungsrecht bei der Beklagten aus—
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gebildet ist? unterscheidet die Beklagte doch zwischen der

“Lntlass ung" für den Fall? daß der Knappschaftsarzt-“durch

Handlungen oder Unterlassungen gegen den Wortlaut und Sinn

dieses Vertrags verstößt oder sein sonetig es Verhalt n nicht

sach— oder pflichtgemäß ist" (% 44 Abs° 2 des Knappschafts—
arztvertrags)v und der ”Kündigung" des Vertrags aus einem
in der Person des Knappschaftsarztes liegenden wichtigen

Grund (@ 42 Abs° 2 Satz 2 des Knappschaftsarztvertrags)°

Daß die Ruhrknappschaft in ihrer Entlassungsverfügung vom
4„ April 4967 die später vom Vorstand der Beklagten be—

stätigt wurde? die oeiden Tatbestände der Entlassung und ÖLr
Kündigung aus wichtigem Grund unter Berufung auf %S 44 und 42
des mit dem Kläger geschlossenen Vertrages miteinander ver—
mengt hat„ bestätigt nur die schon erwähnte Erfahrung daß

be id.e Stufen des Verwaaltungshandelns ——das hoheitliche und

das privatrechtliche — in der Praxis nicht selten zu einem

itlichen Lebensvorgang verschmolzen sind° Dessen unge—

’Ä
_J

(D

nhe

chtet ist in diesem Rechtsstreit nur die Rechtmäßigkeit

"J

entlassung im Sinne der Entziehung der Zulassung zu01.€l‘

„pii'ie1 Für diese Streitigkeit ist der Sozialrechtsweg ge—

;eoe1n

Zutre f.■end hat das LSG die Entlassungsverfügung als Verwal—

tungsakt gedeutet und dabei mit Recht nicht auf die hiermit

nicht vereinbare Beurteilung ihres Verwaltungshandelns durch
die Beklagte‚ sondern darauf abgestellt? wie sich dieses

Handel n objektiv nach den hierfür gegebenen rechtlichen

HSM tfäben darstellt° Die Anfecht ungsklage setzt somit nach

5 60 Nr„ 4 SGG ein Vorverfahren voraus (vglo hierzu Bf£ 25

420„ 424 f) das hier infolge der unzutreffenden — rein

wri\a trechtlichen — Beurteilung der Entlassungsverfügung

durch die Beklagte unterblieben ist° Die Beklagte hätte

nämlich für das Vorverfahren in Zulassungssachen eine — dem

Berufungsausschuß im Kassenarztrecht entsprechende (vgl„

5 363 b Abs° 6 und 7 der ReichsverSicheitnysordnuog — BVD ....
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Widerspruchsstelle einrichten müssen? wobei die Vertreter—

versammlung (vg-1° @ 85 Abs„ 2 Nr° 2 SGG) darüber hätte ent—
scheiden müssen? ob die schon für krankenversicherungs—

rechtliche Streitsachen bestimmte Widerspruchsstelle die

Aufgabe der Entscheidung in Zulassungssachen mitübernehmen

soll oder hierfür eine besondere Widerspruchsstelle einzu—

richten ist° Wie das LSG zu Recht erwogen hat? darf jedoch

aus der unrechtmäßigen Unterlassung der Einsetzung einer

Widerspruchsstelle einem durch einen Verwaltungsakt der
beklagten Verwaltung beschwerten Beteiligten kein Rechts—

nachteil erwachsen (BSG 7„ 2929 294); das gilt jedenfalls

so lange? als die Verwaltung begründete Zweifel über das

Ob und Wie der Errichtung der Widerspruchsstelle haben

konnte (vgl° BSG9 Urteil vom 20. Februar 1968 _ 6 RKa
5/66 — in SozR @ 85 SGG, Nr° 8)„ Im vorliegenden Fall ist

der Beklagten zugute zu halten? daß der Senat in seinen

bisher ergangenen Entscheidungen in Zulassungssachen von
knaPpschaftsärzten das Erfordernis des Vorverfahrens nicht

behandelt hate Die Klage ist daher in diesem Falle auch

ohne Durchführung des Vorverfahrens zulässig„

Die Klage ist jedoch unbegründet„ Die Entziehung der

Zulassung ist rechtmäßig9 weil der Kläger den ihm zuge—
wiesenen Arztsitz ohne Einverständnis der Beklagten ver—

lassen hat° Ähnlich wie im Kassenarztrecht (@ 568 a
Abs° ? EVO; 5 44 Abs° 4 und 2 Zulassungsordnung Ärzte

— Zo—Ärzte ») geht das Knappschaftsarztsystem von dem

Grundsatz der Bindung der Zulassung an einen bestimmten

‘Arztsitz aus° Obwohl im Kassenarztrecht der Kassenarzt»
sitz nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

vom 25° März 1960 zur Nichtigerklärung des 5 568 a Abs‚

Satz 4 EVO(BVerfG 445 50) seine Bedeutung als dirigistisches
Planungsinstrument weitgehend verloren hatte? ist er wegen

4

seiner vielfältigen Ordnungsfunktionen unentbehrlicher

Bestandteil des Zulassungssystems geblieben (Vgl° BSG 20„

_9__
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86‚ 88)‚ insbesondere mit der hierin enthaltenen Verpflichtung
des Kassenarztes3 am Kassenarztsitz seine Sprechstunde zu

halten und seine Wohnung so zu wählen9 daß er für die ärzt—

liche Versorgung der Versicherten an seinem Kassenarz ts itz

zur Verfügung steht (5 44 Abs„ 2 ZO«Ärzte; Vgl„ hierzu Urteil
des BSG vom 27° Januar 4965 —6 BKa 44/64 — in SozR @ 368 a
EVO? Nr° 27)„ Daher ist auch die Vorschrift (@ 568 a Abs° 7
EVO)C daß die Zulassung u a° mit dem Wegzug des Beirechtigten

aus dem Bezirk des ihm zugewiesenen Kassenarztsitzes endet;

uneingeschränkt in Geltung geblieben (Urteil des BSG vom

24„ März 4974 _ 6 RKa 9/70 —in SozR % 568 a EVO?Nr° 34>‚

Wenn aber aus den genannten Gründen der Kassenarztsitz trotz

der weitgehenden Liberalisierung des Kassenarztrechts seine

Bedeutung behalten hat„ muß das erst recht vom Knappscha its—

zts sitz geltena Zwar sind auch die strengen Bindungen im

'Ntem der knappschaftsärztlichen Versorg gung stark gelockert

Norden (seit 40 Januar 1970 für die Knappschai*t‘ SVcwr :icherten

l
Qnanspruchnahme bestimmter

Knappschaftsfacharztgruppen
ohne

vorherige Überweisung durch den praktischen Knappschaftsarzt;

seit 4° Juli ■972 die Möglichkeit der Inanspruchnahme auch

von Kassenärzten)° Dessen ungeachtet ist jedoch die Aufrecht»

"eines funktionstüchtigen Knappschaftsarztsystems"erhaltung

(so der Vertrag zwischen der Bundesknappschaft und den Spitzenw

verbänden der Knappschaftsärztever6ine
vom 12° April ?972;

abgedruckt bei Hoffmann aaO9 Teil 7 c; S° 46q)
zur Sichere

stellung der ärztlichen Versorgung der Knappschaftsversicher—

ten vor allem in Gebieten? in denen eine ärztliche Unterver—

sorgung droht oder schon festzustellen ist„ von besonderer

Bedeutung geblieben (vgl hierzu Urteil des BSG vom 7„ Dezem«

ber 4966 — 6 RKa 5/64 — in Sozialgerichtsbarkeit 4968„ 4249
W27)„ Geraade unter diesem Gesichtspunkt erweist sich das
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„ 40 _

Knappschaftsarztsystem mit seinen Grundelementen der voraus—

schauenden Planung und der gezielten Zulassung als ein wirk—

sames Instrument einer bedarfsgerechten ärztlichen Versorgung

der Knappschaftsversicherten° Unerläßlicher Bestandteil

dieses Systems aber; wenn es funktionstüchtig bleiben soll

ist die Bindung des Knappschaftsarztes an den Arztsitzg für

den er zugelassen ist° Die eigenmächtige Aufgabe dieses

Arztsitzes berechtigt den Versicherungsträger zur Entziehung

der Zulassung ("Entlassung" i°S„ des 5 44 Abs° 2 Nr° } des !

Knappschaftsarztvertrags)„

Die Bindung an den Arztsitz der Zulassung verletzt ent—
gegen der Meinung des Klägers auch nicht sein Grundrecht

auf freie Wahl seines Berufs oder Arbeitsplatzes (Art° 42

Abs° 4 Satz 4 GG)° Es war diesem unbenommen7sich —wie
geschehen — einen neuen "Arbeitsplatz" zu wählen? aller—

dings nur unter Inkaufnahme von Rechtsfolgen? die sich

aus der Verletzung von ihm freiwillig eingegangener Ver—

pflichtungen ergeben°

Ob und unter welchen Voraussetzungen die Versagung der Ge—

nehmigung zur Verlegung des‚Arztsitzes seitens der Beklag—

ten rechtsmißbräuchlioh sein kann9 braucht hier nicht er—
örtert zu werden° Im vorliegenden Fall hat die Beklagte

bzw° ihre Rechtsvorgängerin die Genehmigung zur Verlegung

des Arztsitzes erst verweigert, nachdem sie sich verge«
wissert hatte daß an dem Arztsitz der Zulassung nach wie

vor ein HNO—Facharzt für die Versorgung der Knappschafts»

versicherten gebraucht wurde°
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